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 Berlin, den 23. Juni 2015 

 
Endlich ein neuer Blick auf Minijobs! 

 

Der wissenschaftliche Beirat des Bundeswirtschaftsministeriums emp-

fiehlt eine Reform der sogenannten Minijobs. In seinem aktuellen Gut-

achten spricht sich der Beirat dafür aus, die Steuerfreiheit von Mi-

nijobs für Zweitverdiener in der Ehe abzuschaffen.  

 

Minijobs sind Tätigkeiten die mindestens zu zwei Dritteln von Frauen 

geleistet werden und durch die monatlich maximal 450 Euro erwirt-

schaftet werden. Durch diese geringfügigen Arbeitsverhältnisse wird 

die weibliche Altersarmut extrem verstärkt. 

 

Schon die Sachverständigenkommission zum Ersten Bundesgleichstel-

lungsbericht hatte 2011 in ihrem Gutachten die Abschaffung der Mi-

nijobs und die Sozialversicherungspflicht ab dem ersten Euro gefor-

dert. Ebenso hatten zahlreiche (Frauen)verbände auf die massiven 

Folgeprobleme durch Minijobs hingewiesen: 

 

- die Altersarmut von Frauen wird strukturell gefördert, 

- eine Rückkehr aus dem Minijob in sozialversicherungspflichtige Be-

schäftigungsverhältnisse ist kaum zu realisieren, besonders bei meh-

reren Jahren Berufstätigkeit im Minijob, 

- die Sozialversicherungssysteme haben starke Einbußen, denn eine 

reguläre Beschäftigung ist für viele verheiratete Frauen nicht attraktiv, 

- Die Zahl der Minijobs steigt - laut Auswertung des Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaftlichen Instituts - 15,1 Prozent der Beschäftigten 

hatten einen Minijob als Hauptverdienst! 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauenbüros begrüßt 

den Vorstoß des wissenschaftliche Beirats des Bundeswirtschaftsmi-

nisteriums ausdrücklich und fordert die Bundesregierung dazu auf, 

aktiv zu werden und alle Arbeitsverhältnisse rechtlich auf eine gleiche 

Grundlage zu stellen, um damit die Altersarmut bei Frauen zu mini-

mieren!  

 

Katrin Morof und Petra Borrmann 
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